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ABSCHNITT II 

Aufgaben der Verwaltungskörper 

Aufgaben des Verwaltungsrates und Vertretung der Versicherungsanstalt 

§ 141. (1) Dem Verwaltungsrat obliegt die Geschäftsführung, soweit diese nicht gesetzlich der 
Hauptversammlung oder einem Landesstellenausschuss zugewiesen ist, die Vertretung der 
Versicherungsanstalt sowie die Vorbereitung der in der Hauptversammlung zu treffenden Beschlüsse. Er 
kann einzelne seiner Obliegenheiten dem Obmann/der Obfrau bzw. dem/der Vorsitzenden eines 
Landesstellenausschusses und die Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten dem Büro des 
Versicherungsträgers übertragen. Tunlichst dem Büro zu übertragen hat der Verwaltungsrat unbeschadet 
seiner eigenen Verantwortlichkeit und seiner Weisungsbefugnis 

 1. laufende Verwaltungsgeschäfte, sofern im Einzelfall das Eineinhalbfache des für das jeweilige 
Jahr festgesetzten Schwellenwertes für Dienstleistungen nach § 12 Abs. 1 Z 1 BVergG 2018 
nicht überschritten wird, 

 2. Personalangelegenheiten mit Ausnahme des bereichsleitenden und leitenden Dienstes sowie der 
Leiter/innen des höheren Dienstes nach der DO. A und des ärztlichen Dienstes nach § 37 Z 1 und 
2 DO. B, 

 3. die Entscheidung in Leistungsangelegenheiten nach den vom Verwaltungsrat zu erlassenden 
Richtlinien und 

 4. die Vertretung des Versicherungsträgers nach außen in jenen Angelegenheiten, die nicht der 
Beschlussfassung des Verwaltungsrates oder der Hauptversammlung bedürfen. 

Dem Verwaltungsrat ist über die laufenden Verwaltungsgeschäfte nach Z 1 gemäß der Geschäftsordnung 
nachträglich, mindestens halbjährlich Bericht zu erstatten. 
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(2) Die Vertretungsbefugnis natürlicher Personen wird durch eine Bescheinigung der 
Aufsichtsbehörde oder einen Auszug aus dem die sonstigen Betroffenen erfassenden Teil des 
Ergänzungsregisters (§ 6 Abs. 4 in Verbindung mit § 2 Z 7 des E-Government-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 10/2004) nachgewiesen. 

(3) In folgenden Angelegenheiten bedürfen Beschlüsse des Verwaltungsrates zu ihrer Wirksamkeit 
der Zweidrittelmehrheit der gültig abgegebenen Stimmen: 

 1. die dauernde Veranlagung von Vermögensbeständen; 

 2. der Abschluss von Verträgen mit den im Sechsten Teil bezeichneten und sonstigen 
Vertragspartner/inne/n, wenn diese Verträge eine wesentliche dauernde Belastung des 
Versicherungsträgers herbeiführen; 

 3. die Erlassung von Richtlinien nach § 28 Abs. 2 über die Verwendung der Mittel des 
Unterstützungsfonds; 

 4. der Abschluss von Landes-Zielsteuerungsübereinkommen nach dem G-ZG. 

(4) Der Verwaltungsrat darf Beschlüsse 

 1. über die Erwerbung, Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden oder von Einrichtungen in 
fremden Gebäuden, die Zwecken der Verwaltung, der Krankenbehandlung, der Anstaltspflege, 
der Jugendlichen- und Vorsorge(Gesunden)untersuchungen, der Erbringung von 
Zahnbehandlung oder Zahnersatz, der Unfallheilbehandlung, der Rehabilitation, der Maßnahmen 
zur Festigung der Gesundheit, der Krankheitsverhütung oder der Gesundheitsvorsorge dienen 
sollen, sowie 

 2. über Umbauten von Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwendungszweckes verbunden 
ist, 

nur dann fassen, wenn ein Bedarf für das jeweilige Bauvorhaben besteht. Die Bedarfsprüfung ist von der 
Versicherungsanstalt vorzunehmen und hat sich auf den Bereich der gesamten Sozialversicherung zu 
erstrecken. Die Grundsätze für die Bedarfsprüfung sind von der Bundesministerin für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz mit Verordnung festzulegen und haben jedenfalls Näheres über den 
Ablauf und den Umfang der Prüfung sowie die dabei auszuarbeitenden Unterlagen zu enthalten. Nach 
Abschluss des Bauvorhabens ist der Aufsichtsbehörde eine vom Verwaltungsrat gebilligte 
Schlussabrechnung vorzulegen. 

(5) Beschlüsse des Verwaltungsrates über die Erstellung von Dienstpostenplänen (§ 460 Abs. 1 
ASVG), soweit sie sich auf die Gehaltsgruppen F (Höherer Dienst) und G (Leitender Dienst) der 
Dienstordnung A für die Angestellten bei den Sozialversicherungsträgern Österreichs (DO. A) erstrecken, 
bedürfen der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen. 
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